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Die Gesellschaft ist eine mit der oneclick 

Unternehmensgruppe (nachfolgend 

„Unternehmensgruppe") verbundene 

Vertriebsgesellschaft. Sie agiert als Vermittlerin 

und/oder Händlerin von digitalen Produkten, 

Software- und Cloud-Diensten, IT-

Dienstleistungen sowie Beratungs- und 

Projektleistungen (Consulting) anderer 

Unternehmen der Unternehmensgruppe sowie 

ggf. weiterer Drittanbieter (nachfolgend 

gemeinsam „Leistungen"). Die nachfolgenden 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

(nachfolgend „AGB") gelten für alle 

Geschäftsbeziehungen zwischen der Gesellschaft 

und ihren Kunden, sofern diese Unternehmer im 

Sinne des § 14 BGB sind. 

1. Geltungsbereich 

1.1. Diese AGB gelten für alle gegenwärtigen 

und zukünftigen Leistungen, die die 

Gesellschaft gegenüber einem Kunden 

erbringt. „Kunde" im Sinne dieser AGB ist 

ausschließlich jede natürliche oder 

juristische Person oder rechtsfähige 

Personengesellschaft, die bei 

Vertragsschluss in Ausübung ihrer 

gewerblichen, beruflichen, behördlichen 

oder selbständigen geschäftlichen 

Tätigkeit handelt (Unternehmer gemäß § 

14 BGB). Der Kunde sichert zu, bei 

Vertragsschluss ausschließlich als 

Unternehmer i.S.v. § 14 BGB zu handeln; 

Verträge mit Verbrauchern im Sinne des § 

13 BGB werden nicht abgeschlossen. 

1.2. Wer für eine juristische Person oder 

Personengesellschaft Bestellungen oder 

sonstige Erklärungen abgibt, bestätigt 

hiermit, zur Vertretung dieser berechtigt zu 

sein. 

1.3. Abweichende, entgegenstehende oder 

ergänzende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Kunden 

werden nicht Vertragsbestandteil, es sei 

denn, die Gesellschaft hat ihrer Geltung 

ausdrücklich schriftlich zugestimmt. 

1.4. Bei gleichzeitiger Geltung mehrerer 

Vertragsdokumente gilt folgende 

Rangfolge: 

(1) Individueller Kundenvertrag sowie 

individuelles Angebot / Order Form / 

Leistungsbeschreibung / Statement of 

Work (SoW) 

(2) Service Level Agreement (SLA) der 

Gesellschaft und/oder separate 

Nutzungs- und Lizenzbedingungen, 

soweit vereinbart und soweit die 

Gesellschaft als Resellerin 

(Eigenhändlerin) tätig wird; SLAs von 

Drittanbietern oder 

Konzernunternehmen gelten 

ausschließlich im Verhältnis zwischen 

dem Kunden und dem jeweiligen 

Anbieter (vgl. § 2.2, § 5.6) 

(3) Allgemeine Geschäftsbedingungen 

(diese AGB) 

(4) Lizenzbedingungen von Drittanbietern  

(5) Nutzungsbedingungen von 

Drittanbietern 

(6) End User License Agreement (EULA) 

(7) Open-Source-Lizenzen (jeweils für 

den betroffenen Bestandteil) 

Abweichend von der vorstehenden 

Rangfolge gehen Lizenzbedingungen, 

Nutzungsbedingungen, EULA und Open-

Source-Lizenzen des jeweiligen 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
der oneclick Plattform GmbH, 53179 Bonn (nachfolgend „Gesellschaft“) 
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Rechteinhabers diesen AGB insoweit vor, 

als sie Umfang, Bestand, Übertragbarkeit 

oder Beschränkungen der eingeräumten 

Nutzungsrechte oder Open-Source-

Bestandteile regeln. Kommerzielle 

Regelungen, insbesondere Vergütung, 

Zahlungsbedingungen, Laufzeit und 

Kündigung, richten sich vorrangig nach 

dem Angebot / der Order Form und 

diesen AGB. 

1.5. Der Kunde ist verpflichtet, die sich aus der 

Vertragsbeziehung ergebenden 

Verpflichtungen auf seine Arbeitnehmer 

und sonstige autorisierte Nutzer zu 

überbinden, sofern diese die Leistungen 

der Gesellschaft ebenfalls nutzen. Der 

Kunde haftet für sämtliche Handlungen 

seiner autorisierten Nutzer wie für eigene 

Handlungen. 

2. Vermittler- und Händlerfunktion der 

Gesellschaft 

2.1. Die Rolle der Gesellschaft ergibt sich nach 

Maßgabe des jeweiligen Angebots / 

Auftrags. Soweit die Gesellschaft als 

Eigenhändlerin (Resellerin) tätig wird, 

indem sie Leistungen im eigenen Namen 

und auf eigene Rechnung erbringt oder 

weiterveräußert, richten sich die Rechte 

des Kunden wegen Leistungsstörungen 

und Mängeln gegen die Gesellschaft nach 

Maßgabe dieser AGB. 

2.2. Soweit die Gesellschaft lediglich den 

Zugang zu digitalen Produkten, Software 

oder Dienstleistungen von Drittanbietern 

vermittelt, kommt der Vertrag über die 

Hauptleistung ausschließlich zwischen dem 

Kunden und dem jeweiligen Anbieter 

zustande. Mängelrechte, SLA- und 

sonstige Ansprüche hinsichtlich der 

Hauptleistung sind in diesem Fall nicht 

gegen die Gesellschaft, sondern 

ausschließlich gegenüber dem jeweiligen 

Anbieter gemäß dessen Regelungen 

geltend zu machen. Die Gesellschaft 

übernimmt insbesondere keine 

Gewährleistung für Produkte und 

Leistungen von Drittanbietern. 

2.3. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich zur 

Leistungserbringung geeigneter Dritter zu 

bedienen. Soweit solche Dritte als 

Erfüllungsgehilfen der Gesellschaft 

eingesetzt werden, bleiben die 

vertraglichen Pflichten der Gesellschaft 

gegenüber dem Kunden nach Maßgabe 

dieser AGB unberührt. Auf Nachfrage des 

Kunden werden alle an der 

Leistungserbringung wesentlich beteiligten 

Dritten bekannt gegeben.  

2.4. Abbildungen und Angaben in 

Produktbeschreibungen, Präsentationen 

oder Katalogen sind unverbindlich, soweit 

sie nicht ausdrücklich als verbindlich 

bezeichnet sind, und stellen kein rechtlich 

bindendes Angebot dar. Technische 

Verbesserungen oder Anpassungen an 

den jeweils geltenden technischen 

Standards bleiben vorbehalten, sofern 

dadurch der Vertragsgegenstand keine für 

den Kunden unzumutbare Änderung 

erfährt. 

3. Vertragsschluss 

3.1. Angebote der Gesellschaft sind 

freibleibend und unverbindlich, soweit sie 

nicht ausdrücklich als verbindlich 

gekennzeichnet sind. 

3.2. Eine Bestellung des Kunden gilt als 

verbindliches Vertragsangebot gemäß § 

145 BGB. Die Gesellschaft kann dieses 

Angebot innerhalb von zwei (2) Wochen 

durch Auftragsbestätigung in Textform 
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oder durch Ausführung der Leistung 

annehmen. 

3.3. Für Consulting- und Projektleistungen 

kommt der Vertrag erst mit 

Unterzeichnung eines schriftlichen 

Angebots, Werkvertrags oder Statement of 

Work (SoW) durch beide Parteien 

zustande. 

4. Leistungsarten und Vertragstypen 

4.1. Die Gesellschaft erbringt Leistungen in 

folgenden Kategorien, für die – sofern 

gesetzlich relevant – unterschiedliche 

Vertragsregime Anwendung finden: 

• Digitale Produkte und Software-

Lizenzen (zeitlich begrenzte oder 

unbegrenzte 

Nutzungsrechtsüberlassung): 

Kaufrechtsähnliches Regime (§§ 433 ff. 

BGB analog), soweit nicht 

nachfolgend abweichend geregelt. 

• Software-as-a-Service (SaaS) und 

Cloud-Dienste (zeitlich begrenzte, 

abonnementbasierte 

Nutzungsüberlassung): 

Mietrechtsregime (§§ 535 ff. BGB) für 

die Nutzungskomponente; 

Werkvertragsrecht (§§ 631 ff. BGB) für 

ggf. enthaltene Einrichtungs- oder 

Implementierungsleistungen. 

• IT-Dienstleistungen ohne geschuldetes 

Werk (z. B. laufende Administration, 

Support, Betrieb): Dienstvertragsrecht 

(§§ 611 ff. BGB). 

• Consulting- und Projektleistungen mit 

vereinbartem Arbeitsergebnis (z. B. 

Konzepte, Implementierungen, 

Softwareentwicklung, Gutachten): 

Werkvertragsrecht (§§ 631 ff. BGB). 

• Consulting- und Projektleistungen 

ohne vereinbartes Arbeitsergebnis (z. 

B. Beratung auf Zuruf, Workshop-

Moderation, Begleitung): 

Dienstvertragsrecht (§§ 611 ff. BGB). 

4.2. Die Einordnung als Dienst- oder 

Werkvertrag richtet sich nach dem im 

Angebot, Auftrag oder Statement of Work 

(SoW) ausdrücklich bezeichneten 

Leistungstyp. Im Zweifel gilt die Leistung als 

Dienstleistung ohne Erfolgsgarantie. 

4.3. Die Gesellschaft ist berechtigt, die zur 

Leistungserbringung eingesetzten 

technischen Systeme, Infrastrukturen und 

Methoden nach freiem Ermessen zu 

ändern, wenn keine wesentliche 

Beeinträchtigung der Leistungsqualität zu 

erwarten ist. 

5. Bereitstellung digitaler Leistungen, Software 

und SaaS-Dienste 

5.1. Soweit die Gesellschaft digitale Produkte, 

Software oder SaaS-Dienste bereitstellt, 

gilt die Leistung als erbracht, wenn der 

Kunde einen funktionsfähigen Zugang zum 

digitalen Leistungsgegenstand erhält 

(Bereitstellung). Eine physische Lieferung 

auf Datenträgern erfolgt nur, wenn dies 

ausdrücklich vereinbart ist. 

5.2. Der Zugriff auf SaaS- und Cloud-Dienste 

erfolgt in der Regel über einen 

personalisierten webbasierten Zugang. 

Der Kunde benötigt einen geeigneten 

Internetbrowser sowie eine funktionsfähige 

Internetverbindung. Der Kunde trägt die 

alleinige Verantwortung für den Zugriff bis 

zur bereitgestellten Plattform (u. a. 

Funktionsfähigkeit von Endgerät, Browser 

und Internetanbindung). Die Gesellschaft 

schuldet keine Anbindungsleistung des 

Kunden ans Internet. 

5.3. Der Kunde hat sich vor Bestellung der 

Leistungen anhand der vorhandenen 
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Produktbeschreibungen über die 

Leistungen und Produkte zu informieren, 

ob diese seinen Wünschen und 

Bedürfnissen entsprechen. Er hat sich im 

Zweifel vor Vertragsschluss sachkundig 

beraten zu lassen. 

5.4. Der Kunde erklärt, dass ihm bekannt ist, 

dass Software nie gänzlich fehlerfrei ist. 

Software und digitale Leistungen sind nach 

dem Verständnis der Parteien frei von 

Sachmängeln, wenn sie bei Bereitstellung 

dem vertraglich vereinbarten 

Verwendungszweck entsprechen. Eine 

Funktionsbeeinträchtigung, die aus 

unzureichender Infrastruktur des Kunden, 

Inkompatibilität mit Drittsystemen, 

Fehlbedienung oder einer nicht von der 

Gesellschaft zu vertretenden Ursache 

resultiert, ist kein Mangel. 

5.5. Der Kunde ist verpflichtet, angemessene 

Vorkehrungen für den Fall zu treffen, dass 

die genutzten digitalen Produkte ganz 

oder teilweise nicht ordnungsgemäß 

arbeiten, insbesondere durch regelmäßige 

Datensicherung und Überprüfung der 

Verarbeitungsergebnisse. 

5.6. Die Verfügbarkeit und Servicequalität 

richten sich nach den Service Level 

Agreements (SLA) des jeweils leistenden 

Anbieters. Soweit die Gesellschaft als 

Resellerin tätig wird, gelten die mit der 

Gesellschaft vereinbarten SLA im Verhältnis 

zwischen der Gesellschaft und dem 

Kunden. Soweit die Gesellschaft Leistungen 

lediglich vermittelt, gelten die SLA 

ausschließlich im Verhältnis zwischen dem 

Kunden und dem jeweiligen Anbieter. Die 

Gesellschaft wird den Kunden vor 

Vertragsschluss auf das anwendbare SLA 

des jeweiligen Anbieters hinweisen und 

ihm die Möglichkeit geben, dieses 

einzusehen. SLA-Ansprüche sind bei 

vermittelten Leistungen ausschließlich 

gegenüber dem jeweiligen Anbieter 

geltend zu machen. 

5.7. Angaben zu Bereitstellungszeitpunkten 

digitaler Leistungen sind unverbindlich, 

soweit die Gesellschaft diese nicht 

ausdrücklich schriftlich als verbindlich 

zugesagt hat. 

6. Nutzungsrechte, Lizenzen und 

Nutzungsbeschränkungen 

6.1. Mit vollständiger Zahlung der vereinbarten 

Vergütung erhält der Kunde ein einfaches, 

nicht ausschließliches, nicht übertragbares 

und – soweit nicht ausdrücklich anders 

vereinbart – zeitlich auf die Vertragsdauer 

begrenztes Recht zur Nutzung der 

bereitgestellten digitalen Produkte und 

Software ausschließlich für eigene interne 

Geschäftszwecke im vereinbarten Umfang 

(z. B. Anzahl Nutzer, Standorte, Module). 

Alle nicht ausdrücklich eingeräumten 

Rechte verbleiben bei der Gesellschaft 

oder dem jeweiligen Rechteinhaber. 

6.2. Bei dauerhafter (nicht 

abonnementbasierter) 

Softwareüberlassung erhält der Kunde ein 

zeitlich unbefristetes einfaches 

Nutzungsrecht im vereinbarten Umfang. 

Das Eigentum am Datenträger und 

sämtliche Urheberrechte an der Software 

verbleiben beim Rechteinhaber. 

6.3. Dem Kunden ist es untersagt: 

• die Software oder digitalen Inhalte 

ganz oder in Teilen zu vervielfältigen, 

zu verbreiten, zu vermieten oder 

Dritten entgeltlich oder unentgeltlich 

zu überlassen, soweit nicht 

ausdrücklich vereinbart; 
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• die Software zu dekompilieren, zu 

disassemblieren, zurückzuentwickeln 

(Reverse Engineering) oder den 

Quellcode auf andere Weise zu 

extrahieren, außer in den nach §§ 

69d, 69e UrhG zwingend zulässigen 

Grenzen; 

• Urheberrechtsvermerke, 

Markenzeichen oder sonstige 

Kennzeichnungen der Gesellschaft 

oder des Rechteinhabers zu entfernen 

oder zu verändern; 

• Zugangsdaten (Benutzernamen, 

Passwörter, API-Keys) an Dritte 

weiterzugeben oder von mehreren 

Personen gemeinsam nutzen zu 

lassen, soweit die Lizenz oder die 

Nutzungsrechte dies nicht ausdrücklich 

gestatten; 

• die Leistungen für rechtswidrige 

Zwecke, zur Verletzung von Rechten 

Dritter oder in einer Weise zu nutzen, 

die die Sicherheit, Integrität oder 

Verfügbarkeit der bereitgestellten 

Systeme gefährdet. 

6.4. Durch die Nutzung von Softwarelizenzen 

oder digitalen Produkten von 

Drittanbietern durch den Kunden kommen 

ergänzend die Lizenz- und 

Nutzungsbedingungen des jeweiligen 

Drittanbieters zur Anwendung. Der Kunde 

ist verpflichtet, diese einzuhalten. Die 

Gesellschaft wird den Kunden auf 

wesentliche Drittanbieter-Bedingungen 

hinweisen. Sofern ein Drittanbieter die 

individuelle Zustimmung der Endnutzer 

erfordert, ist der Kunde für die Einholung 

und Dokumentation dieser Zustimmung 

verantwortlich. 

6.5. Die Gesellschaft ist berechtigt, die 

Einhaltung der Nutzungsbeschränkungen 

durch geeignete technische Mittel 

sicherzustellen und zu überwachen, 

insbesondere durch Lizenz-Management-

Systeme. Bei festgestellten 

Überschreitungen des lizenzierten 

Umfangs ist der Kunde zur unverzüglichen 

Nachregulierung und Nachzahlung 

verpflichtet. 

7. Consulting- und Projektleistungen 

7.1. Consulting- und Projektleistungen werden 

auf Grundlage des individuell vereinbarten 

Angebots, Werk-/Dienstvertrags oder 

Statement of Work (SoW) erbracht. Der 

SoW definiert Leistungsumfang, 

Ergebnisse, Zeitplan, Ressourcen sowie 

Vergütungsmodell verbindlich. 

7.2. Zeitschätzungen für Consulting- und 

Projektleistungen sind unverbindlich, sofern 

sie nicht ausdrücklich als Festpreisangebot 

bezeichnet sind. Aufwandsabschätzungen 

begründen keine Leistungsgarantie 

hinsichtlich des tatsächlich anfallenden 

Zeitaufwands. 

7.3. Mitwirkungspflichten des Kunden: Der 

Kunde ist verpflichtet, die für die 

ordnungsgemäße Erbringung der 

Consulting- und Projektleistungen 

notwendigen Mitwirkungshandlungen 

rechtzeitig, vollständig und unentgeltlich zu 

erbringen. Dazu gehören insbesondere: 

• Bereitstellung von Informationen, 

Unterlagen, Zugängen und Systemen 

in der vereinbarten Qualität und zum 

vereinbarten Zeitpunkt; 

• Benennung qualifizierter und 

zuständiger Ansprechpartner mit 

ausreichenden 

Entscheidungsbefugnissen; 
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• Rechtzeitige Entscheidungen über 

vorgelegte Konzepte, Entwürfe oder 

Teilleistungen; 

• Bereitstellung einer geeigneten 

Arbeitsumgebung bei 

Leistungserbringung vor Ort beim 

Kunden. 

7.4. Kommt der Kunde seiner 

Mitwirkungspflicht nicht, nicht rechtzeitig 

oder nicht in der vereinbarten Qualität 

nach, ist die Gesellschaft berechtigt, 

vereinbarte Termine und Fristen 

entsprechend anzupassen sowie den 

daraus entstehenden Mehraufwand nach 

dem vereinbarten Stundensatz oder, 

sofern kein Stundensatz vereinbart ist, 

nach der jeweils aktuellen Preisliste der 

Gesellschaft gesondert in Rechnung zu 

stellen. Weitergehende gesetzliche Rechte 

(§§ 642, 643 BGB) bleiben unberührt. 

7.5. Abnahme bei Werkleistungen: Soweit die 

erbrachten Leistungen als Werkleistung 

eingeordnet sind (vgl. § 4.1 dieser AGB), ist 

der Kunde verpflichtet, das vereinbarte 

Arbeitsergebnis nach 

Fertigstellungsmitteilung durch die 

Gesellschaft innerhalb von vierzehn (14) 

Kalendertagen abzunehmen, sofern nicht 

ein anderer Abnahmezeitraum vereinbart 

wurde. Eine Abnahme kann nur wegen 

wesentlicher Mängel verweigert werden. 

Nicht wesentliche Mängel berechtigen 

nicht zur Abnahmeverweigerung; sie sind 

in einem Abnahmeprotokoll zu 

dokumentieren und von der Gesellschaft 

innerhalb von mindestens vierzehn (14) 

Kalendertagen nachzubessern. Verstreicht 

die Abnahmefrist, ohne dass der Kunde 

eine Abnahme oder eine begründete 

Abnahmeverweigerung erklärt hat, gilt die 

Leistung als abgenommen (fingierte 

Abnahme gemäß § 640 Abs. 2 BGB). 

7.6. Änderungen des Leistungsumfangs: 

Wünscht der Kunde Änderungen des 

vereinbarten Leistungsumfangs, sind diese 

schriftlich anzumelden. Die Gesellschaft 

prüft die Anfrage und teilt dem Kunden die 

Auswirkungen auf Zeitplan, Aufwand und 

Kosten mit. Änderungen werden erst nach 

schriftlicher Bestätigung durch beide 

Parteien verbindlich. 

7.7. Geistiges Eigentum aus Projektleistungen: 

Soweit nicht ausdrücklich abweichend 

vereinbart, verbleiben alle im Rahmen von 

Consulting- und Projektleistungen 

geschaffenen Arbeitsergebnisse, Konzepte, 

Methoden, Know-how und sonstigen 

Unterlagen im Eigentum der Gesellschaft 

oder des jeweiligen Konzernunternehmens. 

Mit vollständiger Zahlung erhält der Kunde 

ein einfaches, nicht ausschließliches 

Nutzungsrecht an den spezifisch für ihn 

erstellten Arbeitsergebnissen für seine 

internen Zwecke. Allgemeine Methoden, 

Frameworks, Vorlagen und Werkzeuge der 

Gesellschaft verbleiben ausschließlich bei 

der Gesellschaft. 

8. Leistungserbringung und Termine 

8.1. Angaben zu Liefer- und 

Leistungszeitpunkten sind unverbindlich, 

soweit die Gesellschaft diese nicht 

ausdrücklich schriftlich als verbindlich 

zugesagt hat. Fixtermine bedürfen der 

ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

8.2. Teilleistungen und Teilbereitstellungen sind 

zulässig, soweit sie für den Kunden 

zumutbar sind und der Erreichung des 

Gesamtziels dienen. 

8.3. Soweit ausnahmsweise physische 

Datenträger, Hardware oder sonstige 
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körperliche Gegenstände mitgeliefert 

werden, gilt die Lieferung ab Übergabe an 

den Frachtführer als vollzogen. Die Gefahr 

des zufälligen Untergangs geht in diesem 

Moment auf den Kunden über. 

8.4. Die Gesellschaft ist berechtigt, die 

Leistungserbringung von der 

Vorauszahlung, von Anzahlungen oder der 

Beibringung sonstiger Sicherheiten in 

angemessener Höhe abhängig zu 

machen, insbesondere wenn begründete 

Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des 

Kunden bestehen. 

9. Preise, Vergütung und Abrechnungsmodelle 

9.1. Alle genannten Vergütungen sind 

Nettovergütungen und verstehen sich 

zuzüglich der jeweils gesetzlich 

geschuldeten Umsatzsteuer. Die 

Gesellschaft kann eine Veränderung des 

gesetzlichen Umsatzsteuersatzes an den 

Kunden weitergeben. 

9.2. Für abonnementbasierte digitale 

Leistungen (Subscriptions) gelten die im 

Angebot oder Order Form vereinbarten 

Abrechnungsintervalle (monatlich, jährlich 

oder andere). Subscriptions verlängern 

sich automatisch um den vereinbarten 

Zeitraum, wenn sie nicht fristgerecht zum 

Ablauf des jeweiligen Vertragszeitraums 

gekündigt werden (vgl. § 17). 

9.3. Für nutzungsbasierte oder 

verbrauchsabhängige Leistungen (Pay-

per-Use) wird der Verbrauch des jeweils 

abgelaufenen Abrechnungszeitraums 

nachträglich in Rechnung gestellt. Nicht 

verbrauchte Kontingente verfallen, sofern 

nicht ausdrücklich anders vereinbart. 

9.4. Für Consulting- und Projektleistungen auf 

Stundenbasis wird der tatsächlich 

geleistete Aufwand auf Basis des 

vereinbarten Stundensatzes vergütet. Die 

Gesellschaft erfasst Aufwände in 

geeigneter Form und stellt diese dem 

Kunden auf Verlangen zur Verfügung. 

9.5. Alle sich aus dem Vertragsverhältnis 

ergebenden Abgabenschulden trägt der 

Kunde. Sollte die Gesellschaft für solche 

Abgaben in Anspruch genommen werden, 

so wird der Kunde die Gesellschaft 

schadlos halten. 

9.6. Alle Rechnungen sind zu den im Angebot / 

Auftrag aufgeführten Bedingungen zur 

Zahlung fällig. Soweit keine abweichende 

Zahlungsfrist vereinbart ist, sind 

Rechnungen innerhalb von vierzehn (14) 

Tagen nach Rechnungsdatum ohne Abzug 

zur Zahlung fällig. Skonti und sonstige 

Abzüge sind nur zulässig, wenn sie 

ausdrücklich schriftlich vereinbart wurden. 

9.7. Eine in einer Handelsplattform verfügbar 

gemachte Rechnung gilt ab dem Zeitpunkt 

der Verfügbarkeit für den Kunden als 

zugestellt, sofern der Kunde hierüber in 

Textform benachrichtigt wurde oder mit 

der Bereitstellung auf der 

Handelsplattform rechnen musste. 

9.8. Preisanpassungen bei laufenden 

Verträgen: Die Gesellschaft ist berechtigt, 

Preise für laufende Leistungen mit einer 

Ankündigungsfrist von sechzig (60) Tagen 

zum nächsten Verlängerungszeitpunkt 

anzupassen, insbesondere infolge von 

Preisanpassungen bei Vorlieferanten oder 

Konzerngesellschaften. § 18 dieser AGB gilt 

entsprechend. 

10. Zahlungsverzug 

10.1. Eine Zahlung gilt an dem Tag als erfolgt, 

an dem die Gesellschaft über sie verfügen 

kann. 
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10.2. Gerät der Kunde in Zahlungsverzug, 

schuldet er Verzugszinsen in Höhe von 

neun (9) Prozentpunkten über dem 

jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 288 Abs. 

2 BGB. Die Geltendmachung eines 

weitergehenden Verzugsschadens bleibt 

vorbehalten. 

10.3. Sollte der Zahlungsverzug des Kunden 

dreißig (30) Tage überschreiten, ist die 

Gesellschaft berechtigt, sämtliche 

Leistungen – einschließlich des Zugangs zu 

SaaS- und Cloud-Diensten – einzustellen. 

Die Gesellschaft ist in diesem Fall überdies 

berechtigt, das Entgelt für alle bereits 

erbrachten Leistungen sofort fällig zu 

stellen. Für etwaige Schäden aufgrund 

berechtigt eingestellter Leistungen haftet 

die Gesellschaft nur nach Maßgabe von § 

13 dieser AGB. 

10.4. Bei Zahlungsverzug des Kunden ist die 

Gesellschaft berechtigt, auch alle weiteren 

aus der Geschäftsbeziehung 

resultierenden Forderungen sofort fällig zu 

stellen. 

11. Aufrechnung, Zurückbehaltung und 

Abtretung 

11.1. Der Kunde kann nur mit von der 

Gesellschaft anerkannten, unbestrittenen 

oder rechtskräftig festgestellten 

Forderungen aufrechnen. 

11.2. Ein Zurückbehaltungsrecht kann der Kunde 

nur im Hinblick auf Gegenansprüche 

geltend machen, die aus demselben 

Vertragsverhältnis stammen. 

11.3. Der Kunde kann Ansprüche aus diesem 

Vertrag nur mit vorheriger schriftlicher 

Zustimmung der Gesellschaft an Dritte 

abtreten. Die Gesellschaft wird die 

Zustimmung nicht ohne sachlichen Grund 

verweigern. 

11.4. Jede Verfügung über die aufgrund des 

Vertragsverhältnisses bestehenden Rechte 

oder Pflichten bedarf der vorherigen 

schriftlichen Zustimmung des jeweils 

anderen Vertragspartners. Die Gesellschaft 

ist jedoch berechtigt, das 

Vertragsverhältnis auch ohne Zustimmung 

des Kunden auf ein mit ihr konzernrechtlich 

verbundenes Unternehmen zu übertragen, 

sofern dem Kunden dadurch keine 

wesentlichen Nachteile entstehen. 

12. Mängelrechte und Gewährleistung 

12.1. Die Gesellschaft verpflichtet sich zur 

vertragsgemäßen Erbringung der 

Leistungen. Die anwendbaren 

Mängelrechte richten sich nach dem 

gemäß § 4 dieser AGB einschlägigen 

Vertragsregime: 

• Bei dauerhafter Softwareüberlassung 

(Kauf): §§ 434 ff. BGB. 

• Bei zeitlich begrenzter SaaS- und 

Cloud-Nutzung, die von der 

Gesellschaft als Resellerin (nicht als 

Vermittlerin) erbracht wird: §§ 536 ff. 

BGB (insbesondere Mietminderung 

bei erheblicher Beeinträchtigung der 

Gebrauchstauglichkeit). Soweit die 

Gesellschaft als Vermittlerin tätig ist, 

richtet sich das Mängelrecht 

ausschließlich gegen den jeweiligen 

Anbieter (vgl. § 2.2, § 2.3). 

• Bei Werkleistungen (Consulting mit 

Erfolgsschuld): §§ 633 ff. BGB 

(Nacherfüllung, Rücktritt, Minderung, 

Schadensersatz). 

• Bei reinen Dienstleistungen (ohne 

Erfolgsschuld): kein Mängelrecht im 

engeren Sinne; bei Schlechtleistung 

gelten allgemeine 
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Leistungsstörungsregeln (§§ 280 ff. 

BGB). 

12.2. Der Kunde hat ihm bekannt gewordene 

Mängel unverzüglich schriftlich 

anzuzeigen. Eine Mängelmeldung muss so 

detailliert wie möglich beschrieben sein 

(Fehlerbild, Reproduzierbarkeit, betroffene 

Systemumgebung). Den durch eine 

verspätete Meldung entstehenden 

Mehraufwand bei der Fehlerbeseitigung 

trägt der Kunde. 

12.3. Die Nacherfüllung erfolgt nach Wahl der 

Gesellschaft durch: (1) Beseitigung des 

Mangels; (2) Lieferung eines 

Versionsstandes, der den Mangel nicht 

aufweist; (3) Aufzeigen von Möglichkeiten, 

wie die Auswirkungen des Mangels 

vermieden werden können; (4) 

Telefonische, schriftliche oder elektronische 

Handlungsanweisungen an den Kunden; 

oder (5) Lieferung eines gleichwertigen 

neuen oder gleichwertigen 

vorhergehenden Versionsstandes, der den 

Mangel nicht enthält. Soweit es sich um 

vermittelte SaaS-Dienste handelt, sind 

Mängel durch den Kunden direkt beim 

jeweiligen Anbieter gemäß dessen SLA-

Prozessen zu melden; die Gesellschaft 

unterstützt den Kunden dabei auf Anfrage 

im Rahmen ihrer Vermittlertätigkeit. 

12.4. Das Recht auf Rücktritt statt der ganzen 

Leistung besteht nur bei erheblichen 

Mängeln und nach erfolgloser Fristsetzung 

zur Nacherfüllung. Die Gesellschaft wird 

diesfalls allfällige Vorauszahlungen 

anteilsmässig zurückerstatten. Das Recht 

auf Minderung (Preisnachlass) besteht nur, 

soweit es gesetzlich zwingend vorgesehen 

ist. Weitergehende 

Schadensersatzansprüche richten sich 

nach § 13 dieser AGB. 

12.5. Beruht die Mangelhaftigkeit auf 

Mitwirkungen, unsachgemäßer Nutzung 

oder Pflichtverletzungen des Kunden, 

insbesondere auf einer nicht von der 

Gesellschaft zu verantwortenden 

Systemumgebung, ist jede unentgeltliche 

Pflicht zur Mängelbeseitigung 

ausgeschlossen. 

12.6. Stellt sich heraus, dass eine Fehlermeldung 

des Kunden offensichtlich zu Unrecht 

erfolgt ist, ist die Gesellschaft berechtigt, 

vom Kunden den hieraus entstandenen 

Aufwand nach der jeweils gültigen 

Preisliste zu verlangen. 

12.7. Soweit die Gesellschaft lediglich als 

Vermittlerin von Leistungen anderer 

Konzernunternehmen oder Drittanbieter 

tätig ist, stehen dem Kunden Mängelrechte 

nicht gegen die Gesellschaft, sondern 

ausschließlich gegenüber dem jeweiligen 

Anbieter gemäß dessen Regelungen zu. 

Darüber hinausgehende Ansprüche 

hinsichtlich der vermittelten Hauptleistung 

können vom Kunden nicht gegenüber der 

Gesellschaft geltend gemacht werden. 

12.8. Die Gewährleistungsfrist beträgt 

vorbehaltlich abweichender 

Vereinbarungen und soweit gesetzlich 

zulässig: für Werkleistungen zwölf (12) 

Monate ab Abnahme; für dauerhaft 

überlassene Softwarelizenzen zwölf (12) 

Monate ab Bereitstellung; für SaaS-

/Cloud-Dienste gelten keine gesonderten 

Gewährleistungsfristen, da die 

Mängelrechte für die Dauer des 

Nutzungsverhältnisses bestehen. Dies gilt 

nicht für Ansprüche wegen Vorsatzes, 

grober Fahrlässigkeit, Arglist, einer 

übernommenen Garantie, Verletzung von 

Leben, Körper oder Gesundheit sowie für 
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zwingende gesetzliche 

Haftungstatbestände. 

13. Haftungsbeschränkung 

13.1. Die Gesellschaft haftet, soweit gesetzlich 

zulässig, ausschließlich für Schäden, die 

durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 

verursacht wurden. Im Übrigen ist die 

Haftung der Gesellschaft, gleich aus 

welchem Rechtsgrund, ausgeschlossen. 

Soweit die Gesellschaft nach 

anwendbarem Recht haftet, ist die 

Haftung auf den vorhersehbaren, 

typischerweise eintretenden unmittelbaren 

Schaden beschränkt. 

13.2. Bei leicht fahrlässiger Verletzung 

wesentlicher Vertragspflichten haftet die 

Gesellschaft nur auf den vorhersehbaren, 

typischerweise eintretenden Schaden. 

Wesentliche Vertragspflichten sind 

Pflichten, deren Erfüllung die 

ordnungsgemäße Durchführung des 

Vertrags erst ermöglicht und auf deren 

Einhaltung der Kunde regelmäßig 

vertrauen darf. Eine weitergehende 

Haftung, insbesondere für mittelbare 

Schäden, Folgeschäden, entgangenen 

Gewinn, entgangene Einsparungen, 

Datenverlust und Ansprüche Dritter, wird, 

soweit gesetzlich zulässig, ausgeschlossen. 

Vorbehalten bleiben zwingende 

gesetzliche Haftungsgründe. 

13.3. Soweit die Gesellschaft als Vermittlerin 

tätig ist und nicht selbst Vertragspartner 

des Hauptleistungsvertrags wird, 

beschränkt sich ihre Haftung auf Schäden, 

die unmittelbar durch die 

Vermittlungstätigkeit verursacht wurden. 

13.4. Für im Rahmen des Vertragsverhältnisses 

beigezogene Dritte (Subunternehmer, 

Konzerngesellschaften) gelten, soweit 

diese als Erfüllungsgehilfen der 

Gesellschaft eingesetzt werden, die 

vorstehenden Haftungsbeschränkungen 

entsprechend. Soweit die Gesellschaft 

Leistungen lediglich vermittelt, gilt § 13.3. 

und die Gesellschaft übernimmt nur die 

Sorgfalt bei der Auswahl und 

Beauftragung Dritter 

(Auswahlverschulden). 

13.5. Die vorstehenden 

Haftungsbeschränkungen gelten auch 

zugunsten der Erfüllungsgehilfen und 

Beauftragten der Gesellschaft sowie der 

an der Leistungserbringung beteiligten 

Konzerngesellschaften. 

14. Höhere Gewalt 

14.1. Die Gesellschaft haftet nicht für die 

Nichterfüllung oder verspätete Erfüllung 

ihrer vertraglichen Verpflichtungen, soweit 

diese auf Ereignisse höherer Gewalt 

zurückzuführen sind. 

14.2. Als höhere Gewalt gelten Ereignisse, die 

außerhalb des zumutbaren 

Einflussbereichs der Gesellschaft liegen, 

zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 

nicht vorhersehbar waren und auch bei 

Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht 

verhindert werden konnten. Als Ereignisse 

höherer Gewalt gelten insbesondere, 

jedoch nicht abschließend: 

Naturkatastrophen, Krieg, terroristische 

Handlungen, Aufruhr, behördliche 

Maßnahmen, Epidemien oder Pandemien, 

Arbeitskämpfe, erhebliche Störungen der 

Energieversorgung oder 

Telekommunikationsnetze, 

schwerwiegende Störungen oder Ausfälle 

von Drittinfrastrukturen (z. B. 

Rechenzentrums-, Cloud- oder Internet-

Backbone-Provider), auf welche die 
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Gesellschaft keinen direkten Einfluss hat, 

sowie sonstige vergleichbare, 

unvorhersehbare und außergewöhnliche 

Ereignisse. 

14.3. Die Gesellschaft wird den Kunden 

unverzüglich über den Eintritt und – soweit 

möglich – über die voraussichtliche Dauer 

der Beeinträchtigung informieren und alle 

zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um 

die Auswirkungen zu begrenzen. 

14.4. Für die Dauer und im Umfang der 

Auswirkungen der höheren Gewalt werden 

die betroffenen vertraglichen 

Verpflichtungen ausgesetzt. Vereinbarte 

Fristen verlängern sich angemessen um 

die Dauer der Beeinträchtigung. 

14.5. Dauert ein Ereignis höherer Gewalt länger 

als dreißig (30) Tage an, ist jede Partei 

berechtigt, den betroffenen Vertragsteil 

oder den Vertrag insgesamt mit 

schriftlicher Mitteilung zu kündigen. 

15. Daten des Kunden und Datenschutz 

15.1. Der Kunde behält sämtliche Rechte und 

Pflichten an Daten und Inhalten, welche er 

im Rahmen der Leistungserbringung 

bereitstellt, übermittelt oder verwaltet 

(nachfolgend „Daten des Kunden"). Die 

Gesellschaft wird nur auf diese Daten 

zugreifen oder diese verarbeiten, wenn 

dies für die Erbringung der Leistungen 

notwendig ist oder wenn der Kunde dazu 

anweist. 

15.2. Der Kunde ist allein dafür verantwortlich, 

sämtliche vertraglichen und gesetzlichen 

Verpflichtungen in Bezug auf seine Daten 

einzuhalten, insbesondere das Einholen 

etwaig erforderlicher Einwilligungen von 

betroffenen Personen. 

15.3. Soweit die Gesellschaft im 

Zusammenhang mit den vereinbarten 

Leistungen personenbezogene Daten im 

Auftrag des Kunden verarbeitet, erfolgt 

dies als Auftragsverarbeiterin im Sinne von 

Art. 28 DSGVO und nach Maßgabe einer 

separaten Vereinbarung zur 

Auftragsverarbeitung. Eine solche 

Vereinbarung ist vor Beginn der jeweiligen 

Auftragsverarbeitung abzuschließen oder 

einzubeziehen. Ohne eine solche 

Vereinbarung erbringt die Gesellschaft 

keine darüber hinausgehenden 

Datenverarbeitungsleistungen im Auftrag 

des Kunden. 

15.4. Die Datenverarbeitung durch die 

Gesellschaft erfolgt gemäß den 

Anforderungen der Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) und des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). 

15.5. Die Gesellschaft wendet angemessene 

technische und organisatorische 

Schutzmaßnahmen (TOMs) an, um die 

Sicherheit der Daten des Kunden zu 

gewährleisten. 

15.6. Der Kunde willigt ein, dass sämtliche 

Kontaktinformationen von 

Ansprechpartnern im Rahmen der 

Zusammenarbeit mit der Gesellschaft und 

deren verbundenen Unternehmen für 

Zwecke der Geschäftsanbahnung und -

durchführung verarbeitet werden können 

soweit dies datenschutzrechtlich zulässig 

ist. Der Kunde sichert zu, die betreffenden 

Kontaktpersonen hierüber informiert zu 

haben und, sofern datenschutzrechtlich 

erforderlich, die Einwilligung der 

betreffenden Kontaktpersonen eingeholt zu 

haben sowie jederzeit nachweisen zu 

können. 
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16. Geheimhaltung 

16.1. Beide Parteien verpflichten sich, alle im 

Rahmen des Vertragsverhältnisses 

erlangten vertraulichen Informationen der 

jeweils anderen Partei – einschließlich 

Geschäftsgeheimnisse, technische Daten, 

Kundendaten, Preiskonditionen, 

Geschäftsstrategien, Projektmethoden und 

sonstige als vertraulich gekennzeichnete 

oder erkennbar vertrauliche Informationen 

– dauerhaft vertraulich zu behandeln und 

Dritten nur mit vorheriger schriftlicher 

Zustimmung der jeweils anderen Partei 

zugänglich zu machen. 

16.2. Ausgenommen sind Informationen, die (a) 

der Öffentlichkeit ohne Verletzung dieser 

Pflicht bekannt sind oder werden, (b) der 

empfangenden Partei ohne 

Vertraulichkeitspflicht rechtmäßig bekannt 

waren, (c) von einem berechtigten Dritten 

ohne Vertraulichkeitsbindung mitgeteilt 

werden, oder (d) aufgrund gesetzlicher 

Pflicht oder behördlicher/gerichtlicher 

Anordnung offenbart werden müssen. 

16.3. Die Geheimhaltungspflicht gilt über das 

Vertragsende hinaus für einen Zeitraum 

von drei (3) Jahren, soweit nicht gesetzlich 

längere Fristen gelten. Das Gesetz zum 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen 

(GeschGehG) bleibt unberührt. 

17. Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung 

17.1. Die Vertragsbeziehung tritt am Datum der 

Bereitstellung der Leistung oder der 

gesonderten Annahmeerklärung in Kraft, 

soweit nicht im Angebot oder in einem 

Anhang ein abweichender Vertragsbeginn 

geregelt ist. 

17.2. Es gelten die im Angebot, Auftrag oder in 

der Produktdefinition aufgeführten 

Vertragslaufzeiten. Abonnementbasierte 

Leistungen verlängern sich automatisch 

um den vereinbarten 

Verlängerungszeitraum, wenn sie nicht 

fristgerecht zum Ablauf des jeweiligen 

Vertragszeitraums gekündigt werden. Ist 

keine Vertragslaufzeit aufgeführt, oder 

nach Ablauf einer vereinbarten Erst- oder 

Mindestlaufzeit, beträgt die 

Kündigungsfrist dreißig (30) Tage zum 

Monatsende. 

17.3. Das Recht zur außerordentlichen 

Kündigung aus wichtigem Grund (§ 314 

BGB) bleibt unberührt. Die Gesellschaft ist 

insbesondere dann zur außerordentlichen 

Kündigung berechtigt, wenn der Kunde 

trotz Mahnung mit fälligen Zahlungen 

mehr als vier (4) Wochen in Verzug ist, ein 

Insolvenzverfahren über das Vermögen 

des Kunden eröffnet oder mit Aussicht auf 

Erfolg beantragt wird, der Kunde 

wesentliche Vertragspflichten wiederholt 

verletzt oder Nutzungsbeschränkungen 

gemäß § 6.3 dieser AGB missachtet. 

17.4. Jede Kündigung entfaltet Wirksamkeit 

zunächst nur hinsichtlich des jeweils 

betroffenen Leistungsbestandteils. Soweit 

danach die Erbringung der verbleibenden 

Leistungsbestandteile für eine Partei 

unzumutbar ist, kann diese binnen vier (4) 

Wochen das gesamte Vertragsverhältnis 

kündigen. 

17.5. Jede Kündigung bedarf zu ihrer 

Wirksamkeit der Textform (§ 126b BGB). 

Nach Vertragsende stellt die Gesellschaft 

dem Kunden auf Anfrage innerhalb eines 

angemessenen Zeitraums die Daten des 

Kunden in einem gängigen Format zur 

Verfügung, sofern dies technisch möglich 

und rechtlich zulässig ist. Die Gesellschaft 

löscht die Daten des Kunden nach Ablauf 

einer gesetzlichen Aufbewahrungsfrist. 
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18. Änderungen und Anpassungen der AGB 

18.1. Es gelten die jeweils aktuellen Versionen 

dieser AGB sowie der weiteren 

Vertragsbestandteile, wie sie im Zeitpunkt 

der Bestellung publiziert bzw. vom Kunden 

akzeptiert wurden. 

18.2. Die Gesellschaft kann Leistungsinhalte, 

Preise und sonstige 

Vertragsbestimmungen nach Maßgabe 

dieser Bestimmung mit Wirkung für die 

Zukunft ändern, sofern hierfür ein 

sachlicher Grund besteht und die 

Änderung für den Kunden nicht 

unzumutbar ist. Während einer 

vereinbarten Mindestlaufzeit sind 

Preisänderungen und Änderungen 

wesentlicher Leistungsinhalte nur zulässig, 

soweit dies im Angebot oder Auftrag 

ausdrücklich vorgesehen ist oder 

zwingende gesetzliche, regulatorische, 

technische oder sicherheitsbedingte 

Gründe dies erfordern. 

18.3. Bei wesentlichen Änderungen werden die 

Kunden mindestens dreißig (30) Tage vor 

Inkrafttreten in Textform informiert. 

Widerspricht ein Kunde den mitgeteilten 

Änderungen nicht innerhalb von dreißig 

(30) Tagen vor Inkrafttreten schriftlich, gilt 

dies als Zustimmung. Auf diese Rechtsfolge 

wird in der Benachrichtigung ausdrücklich 

hingewiesen. Widerspricht ein Kunde 

fristgerecht, ist jede Partei berechtigt, den 

betroffenen Leistungsbestandteil auf den 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung 

zu kündigen. Änderungen wesentlicher 

Hauptleistungspflichten oder 

Preisänderungen während einer festen 

Mindestlaufzeit bedürfen, soweit sie nicht 

bereits vertraglich vorgesehen oder 

gesetzlich bzw. technisch zwingend 

erforderlich sind, der ausdrücklichen 

Zustimmung des Kunden. 

18.4. Abweichende Vereinbarungen von diesen 

AGB bedürfen der Textform. 

19. Schriftform und Zustellung 

19.1. Alle wichtigen Vertragserklärungen (z. B. 

Kündigungen, Fristsetzungen, Rücktritts- 

und Anfechtungserklärungen, Änderungen 

des Leistungsumfangs, Abnahmen) 

müssen zu ihrer Wirksamkeit in Schriftform 

(§ 126 BGB) oder Textform (§ 126b BGB) 

erfolgen. Die Textform ist auch durch 

Übersendung per E-Mail gewahrt. 

19.2. Sämtliche Informationen und Dokumente 

(wie z. B. Rechnungen), welche die 

Gesellschaft dem Kunden direkt oder über 

eine Handelsplattform verfügbar macht, 

gelten ab dem Zeitpunkt der Verfügbarkeit 

für den Kunden als zugegangen, sofern 

der Kunde hierüber in Textform 

benachrichtigt wurde oder mit der 

Bereitstellung auf der Handelsplattform 

rechnen musste. 

19.3. Mitteilungen sind an die zuletzt bekannte 

Anschrift oder E-Mail-Adresse des Kunden 

zu richten. Jede Partei ist verpflichtet, 

Adressänderungen unverzüglich 

mitzuteilen. 

19.4. Individualabreden haben Vorrang vor 

diesen AGB und bedürfen für ihre 

Wirksamkeit bzw. zu Beweiszwecken der 

Schriftform. 

20. Compliance und Exportkontrolle 

20.1. Der Kunde verpflichtet sich, alle 

anwendbaren gesetzlichen Vorschriften im 

Zusammenhang mit dem Kauf, der 

Nutzung und dem etwaigen Weitervertrieb 

der von der Gesellschaft erbrachten 

Leistungen einzuhalten, insbesondere die 
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Vorschriften des deutschen und 

europäischen Außenwirtschaftsrechts 

sowie etwaige Sanktionsregularien. 

20.2. Der Kunde versichert, dass er weder auf 

einer Sanktionsliste der EU, der Vereinigten 

Staaten, der Vereinten Nationen noch einer 

sonstigen maßgeblichen Sanktionsliste 

geführt wird und dass die Leistungen nicht 

für verbotene Zwecke genutzt werden. 

20.3. Verstöße des Kunden gegen diese 

Bestimmungen berechtigen die 

Gesellschaft zur sofortigen 

außerordentlichen Kündigung und zur 

Geltendmachung von Schadensersatz. 

21. Schlussbestimmungen 

21.1. Sollten sich einzelne Bestimmungen dieser 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen als 

unwirksam oder undurchführbar erweisen, 

so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 

Regelungen nicht berührt. In einem solchen 

Fall ist die ungültige oder unwirksame 

Bestimmung durch eine Neuregelung zu 

ersetzen, die dem gewollten 

wirtschaftlichen Zweck entspricht und von 

Beginn der Unwirksamkeit an gilt. 

21.2. Vertragssprache ist Deutsch. Der Kunde 

erklärt sich damit einverstanden, dass 

Software, digitale Leistungen oder sonstige 

Leistungsbestandteile auch in englischer 

Sprache abgefasst sein können. 

21.3. Diese AGB sowie alle Vertragsbeziehungen 

zwischen der Gesellschaft und dem 

Kunden unterliegen ausschließlich dem 

Recht der Bundesrepublik Deutschland 

unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG) 

sowie von Kollisionsnormen und 

internationalen Übereinkommen. 

21.4. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 

oder im Zusammenhang mit der 

Vertragsbeziehung ist der Sitz der 

Gesellschaft in Bonn. Die Gesellschaft ist 

berechtigt, den Kunden auch an seinem 

allgemeinen Gerichtsstand zu verklagen (§ 

38 ZPO). 

Alle geltenden Bedingungen und 

Vertragsbestandteile können in ihrer jeweils 

aktuell gültigen Version online unter 

https://www.oneclick-cloud.com/ eingesehen 

werden. Für bestehende Vertragsverhältnisse gilt 

die jeweils einbezogene Fassung, soweit nicht 

eine Änderung nach § 18 dieser AGB wirksam 

geworden ist. 


